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Memorandum

Der 14. Konferenz der Regierungschefs

der Arbeitsgemeinschaft Donauländer

an den Europäischen Rat

Die Arbeitsgemeinschaft Donauländer mit ihren über 30 Mitgliedsregionen in zehn Donaustaaten wurde 1990 mit der Zielsetzung gegründet, die Kooperation unter ihren Mitgliedern zu fördern, um die allgemeine Entwicklung des Donaubeckens im Interesse der Völker und einer friedlichen Kooperation in Europa zu erreichen. 

Im Rahmen dieser Kooperation wurde bisher eine Reihe von Projekten in die Tat umgesetzt, mit Hilfe derer die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Donauländer einen wertvollen Beitrag zum Fortschritt der regionalen Kooperation geleistet haben. 

Die Aufnahme von 10 Ländern Mittel- und Osteuropas in die Europäische Union am 

1. Mai 2004 wird der Kooperation innerhalb der Arbeitsgemeinschaft Donauländer eine neue Qualität verleihen, von welcher positive Synergieeffekte zu erwarten sein werden, im besonderen jedoch für die Regionen der Mitglieder außerhalb der Europäischen Union.

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Donauländer haben ihre Verpflichtung zur Verstärkung der interregionalen Kooperation und der Gestaltung der Donau als einen Fluss der Zusammenarbeit wiederholt betont.

Die Konferenz der Regierungschefs der Arbeitsgemeinschaft Donauländer


· begrüßt die Entscheidung des Europäischen Rates der Europäischen Union von Thessaloniki, im besonderen die Botschaft, dass der Erweiterungsprozess weitergeführt wird, bis alle europäischen Staaten, welche die Voraussetzungen erfüllen, Vollmitglieder der Europäischen Union sind. Aktivitäten, im besonderen jene, welche die Umsetzung der Feststellungen von Thessaloniki für den westlichen Balkan zum Ziele hatten, bewiesen den ernsthaften Entschluss auf beiden Seiten, den Prozess der Europäischen Integration dieser Region zu beschleunigen und fügten neue Impulse zur Zusammenführung der Europäischen Union und der Regionen außerhalb der Europäischen Union hinzu.

· ruft die italienische und die nachfolgenden Ratspräsidentschaften der Europäischen Union auf, den Annäherungsprozess der Länder außerhalb der Europäischen Union an die Union fortzusetzen, jedoch nicht ausschließlich in Bezug auf die Beschlüsse von Thessaloniki, sondern auch mit neuen Initiativen, welche auf die Stärkung des Integrationsprozesses der Donauregion abzielen.

· appelliert an die italienische Ratspräsidentschaft, dafür zu sorgen, dass geeignete Unterstützungsmassnahmen für die Länder außerhalb der Europäischen Union vorgesehen werden, im besonderen durch die den Institutionen der Europäischen Union zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel. 


· beauftragt daher erneut die Arbeitskreise und Gremien, Projekte, die Aussicht auf Kofinanzierung durch die Europäischen Union haben, durchzuführen und weiterhin jegliche Anstrengung zu unternehmen, um ihre Mitglieder über die Entwicklung bestimmter Politikfelder der Europäischen Union zu informieren. 


· sieht darin einen wesentlichen Beige ihre Mitglieder auf dem Weg zur Integration in die Europäische Union zu unterstützen.










